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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zur 14. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und 

Verkehr lade ich ein für 

 

Dienstag, 22. August 2017, 17:00 Uhr, 

Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel. 

 

Tagesordnung: 

 

1. Städtebauförderprogramm - Zukunft Stadtgrün 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 19. Juni 2017 

Bericht des Magistrats 

- 101.18.551 - 

 

2. Ausbau des Nahverkehrs zur Beseitigung von Kapazitätsengpässen 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

Berichterstatter/in: Stadtverordnete Violetta Bock 

- 101.18.561 -  

 

3. Sachstandsbericht zu den öffentlichen WC-Anlagen in der Stadt Kassel 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD und B90/Grüne und der 

Stadtverordneten Dr. Cornelia Janusch und Andreas Ernst 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Volker Zeidler 

- 101.18.564 -  

 

4. Barrierefreiheit Regiotramhaltestelle Bahnhof Harleshausen 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD und B90/Grüne und der 

Stadtverordneten Dr. Cornelia Janusch und Andreas Ernst 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Patrick Hartmann 

- 101.18.574 -  
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5. Sicherheitssperren Königsstraße 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD und B90/Grüne und der 

Stadtverordneten Dr. Cornelia Janusch und Andreas Ernst 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Patrick Hartmann 

- 101.18.576 -  

 

6. Bauarbeiten an der Bergshäuser Brücke 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD und B90/Grüne und der 

Stadtverordneten Dr. Cornelia Janusch und Andreas Ernst 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Patrick Hartmann 

- 101.18.577 -  

 

7. Wohnraumbedarf 

Anfrage der CDU-Fraktion 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Wolfram Kieselbach 

- 101.18.583 -  

 

8. ÖPNV-Nutzung bei Großveranstaltungen 

Antrag der CDU-Fraktion 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Dominique Kalb 

- 101.18.584 -  

 

9. Erhalt der Bundesautobahn-Anschlussstelle Kassel-Ost 

Anfrage der CDU-Fraktion 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Dominique Kalb 

- 101.18.585 -  

 

10. Neubebauung der Heinrich-Constantin-Residenz 

Antrag der CDU-Fraktion 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Stefan Kortmann 

- 101.18.590 -  

 

11. Querungshilfe Wilhelmshöher Allee/Höhe Ulmenstraße 

Anfrage Stadtverordneter 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Matthias Nölke 

- 101.18.595 -  

 

12. Unfälle im Zusammenhang mit dem öffentlichen Personennahverkehr 

Anfrage Stadtverordneter 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Matthias Nölke 

- 101.18.598 -  
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13. Autobahn A49 als Stadtautobahn erhalten 

Gemeinsamer Antrag der Stadtverordneten Thorsten Burmeister und 

Matthias Nölke 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Matthias Nölke 

- 101.18.607 -  

 

14. Änderung der Parkgebührenordnung 

Gemeinsamer Antrag der Stadtverordneten Thorsten Burmeister und 

Matthias Nölke 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Matthias Nölke 

- 101.18.608 -  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Dominique Kalb 

Vorsitzender 



Stadtverordnetenversammlung 

Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 
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Niederschrift 

über die 14. öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

am Dienstag, 22. August 2017, 17:00 Uhr 

im Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel 

 

 

Anwesende:  

 

Mitglieder 

Dominique Kalb, Vorsitzender, CDU 

Petra Ullrich, 1. stellvertretende Vorsitzende, SPD 

Eva Koch, 2. stellvertretende Vorsitzende, B90/Grüne 

Judith-Annette Boczkowski, Mitglied, SPD 

Sascha Gröling, Mitglied, SPD 

Volker Zeidler, Mitglied, SPD 

Wolfram Kieselbach, Mitglied, CDU 

Steffen Müller, Mitglied, B90/Grüne 

Sven René Dreyer, Mitglied, AfD 

Dr. Bernd Hoppe, Mitglied, Freie Wähler 

 

Teilnehmer mit beratender Stimme 

Dr. Cornelia Janusch, Stadtverordnete, FDP 

Matthias Nölke, Stadtverordneter, FDP 

Heinz Gunter Drubel, Vertreter des Seniorenbeirates 

Helmut Ernst, Vertreter des Behindertenbeirates 

 

Magistrat 

Christof Nolda, Stadtbaurat, B90/Grüne 

 

Schriftführung 

Andrea Herschelmann, Büro der Stadtverordnetenversammlung 

 

Entschuldigt: 

Violetta Bock, Mitglied, Kasseler Linke 

Gerhard Gerlach, Mitglied, AfD 

Jörg Hildebrandt, Mitglied, CDU 

Pasquale Malva, Vertreter des Ausländerbeirates 

 

Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 

Christine Schneider, Umwelt- und Gartenamt 

Dr. Georg Förster, Straßenverkehrs- und Tiefbauamt 

Volker Mohr, Amt für Stadtplanung, Bauaufsicht und Denkmalschutz 
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Tagesordnung: 

 

1. Städtebauförderprogramm - Zukunft Stadtgrün                           101.18.551 

2. Ausbau des Nahverkehrs zur Beseitigung von 

Kapazitätsengpässen 

101.18.561 

3. Sachstandsbericht zu den öffentlichen WC-Anlagen in der 

Stadt Kassel 

101.18.564 

4. Barrierefreiheit Regiotramhaltestelle Bahnhof Harleshausen 101.18.574 

5. Sicherheitssperren Königsstraße 101.18.576 

6. Bauarbeiten an der Bergshäuser Brücke 101.18.577 

7. Wohnraumbedarf 101.18.583 

8. ÖPNV-Nutzung bei Großveranstaltungen 101.18.584 

9. Erhalt der Bundesautobahn-Anschlussstelle Kassel-Ost 101.18.585 

10. Neubebauung der Heinrich-Constantin-Residenz 101.18.590 

11. Querungshilfe Wilhelmshöher Allee/Höhe Ulmenstraße 101.18.595 

12. Unfälle im Zusammenhang mit dem öffentlichen 

Personennahverkehr 

101.18.598 

13. Autobahn A49 als Stadtautobahn erhalten 101.18.607 

14. Änderung der Parkgebührenordnung 101.18.608 

 

 

Vorsitzender Kalb eröffnet die mit der Einladung vom 15. August 2017 

ordnungsgemäß einberufene 14. öffentliche Sitzung des Ausschusses für 

Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr, begrüßt die Anwesenden und stellt die 

Beschlussfähigkeit fest. 

 

Zur Tagesordnung 

Stadtverordneter Hartmann, SPD-Fraktion, beantragt, Tagesordnungspunkt 

13. Autobahn A49 als Stadtautobahn erhalten 

      Gemeinsamer Antrag der Stadtverordneten Burmeister und Nölke 

      - 101.18.607 – 

wegen Beratungsbedarfs von der heutigen Tagesordnung abzusetzen. 

 

Stadtverordneter Nölke, FDP, beantragt, Tagesordnungspunkt 

14. Änderung der Parkgebührenordnung 

       Gemeinsamer Antrag der Stadtverordneten Burmeister und Nölke 

      - 101.18.608 – 

vorzuziehen, da er einen Anschlusstermin hat. 

 

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. 

 

Vorsitzender Kalb stellt die geänderte Tagesordnung fest und ruft den 

vorgezogenen Tagesordnungspunkt 14 zur Beratung auf. 
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Gemeinsamer Antrag der Stadtverordneten Burmeister und Nölke, FDP 

- 101.18.608 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird aufgefordert, die Parkgebührenordnung wie folgt zu ändern: 

 

1. Gebührenpflichtige Parkzeit wird in den Bereichen „Zentrum“, „Zone II“, 

„Zentrum II Bad Wilhelmshöhe“ auf die Zeit montags bis freitags von 

09.00 bis 18.00 Uhr und samstags von 09.00 bis 16.00 Uhr festgelegt. 

 

2. In den oben genannten Bereichen wird die Möglichkeit für 30-minütiges 

kostenloses Kurzzeitparken, sog. „Brötchentaste“, geschaffen. 

 

3. Für Handwerksbetriebe wird die Möglichkeit eines 

Handwerkerparkausweises geschaffen, der das Lösen eines 

Parkscheines ersetzt und auch das Parken im eingeschränkten 

Halteverbot erlaubt. Die Jahresgebühr sollte maximal 180,00 Euro pro 

Fahrzeug betragen bzw. 250,00 Euro für übertragbare Ausweise.  

 

Die so geänderte Parkgebührenordnung soll im vierten Quartal 2017 der 

Stadtverordnetenversammlung zur Beratung vorgelegt werden. 

 

Stadtverordneter Nölke, FDP, begründet den Antrag.  

 

Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 

Zustimmung: CDU, Freie Wähler + Piraten 

Ablehnung: SPD, B90/Grüne, AfD 

Enthaltung: -- 

Abwesend: Kasseler Linke 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der gemeinsame Antrag der Stadtverordneten Burmeister und Nölke, FDP, betr. 

Änderung der Parkgebührenordnung, 101.18.608, wird abgelehnt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Hartmann 
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1. Städtebauförderprogramm - Zukunft Stadtgrün 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 19. Juni 2017 

Bericht des Magistrats 

101.18.551 

 

Beschluss 
 

Der Magistrat wird gebeten zu prüfen, ob und in welchem Umfang die Stadt 

Kassel an dem Städtebauförderprogramm „Zukunft Stadtgrün“ teilnehmen 

kann. 

 

Stadtbaurat Nolda berichtet zum Städtebauförderprogramm „Zukunft 

Stadtgrün“ und beantwortet gemeinsam mit Frau Schneider, Umwelt- und 

Gartenamt, die Fragen der Ausschussmitglieder. 

Vorsitzender Kalb erklärt den Tagesordnungspunkt für erledigt. 

 

 

2. Ausbau des Nahverkehrs zur Beseitigung von Kapazitätsengpässen 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.561 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 
 

Für Hessische Landesangestellte und Hessische Beamte soll es ab 1. Januar 2018 

eine „Freifahrtberechtigung“ als Lohn- und Besoldungsbestandteil geben. 
 

1. Wie viele Landesangestellte und Hessische Beamte haben ihren Wohn- 

oder Dienstort in Kassel? 

2. Wie viele Landesangestellte und Hessische Beamte nutzen bisher ein 

Jobticket in Kassel? 

3. Mit welchen Mehrnutzungen des ÖPNV durch Landesangestellte und 

Hessische Beamte wird für Kassel gerechnet? 

4. In welchem Umfang und nach welcher Berechnungsgrundlage erhält die 

KVG/ der NVV Geld vom Land Hessen, um Einnahmeausfälle aus dem 

(Job)Ticketverkauf zu kompensieren und die notwendigen, zusätzlichen 

Kapazitäten schaffen zu können? 

5. In welchem Umfang und nach welcher Berechnungsgrundlage erhält die 

KVG/ der NVV Geld von der Stadt Kassel für die 

Jobtickets/Freifahrberechtigung für die rund 950 städtischen Beamte? 

6. Ab 1.8.2017 wird es ein Schüler*innenticket mit landesweitem 

Geltungsraum geben. Mit welchen Mehrnutzungen des ÖPNV wird für 

Kassel gerechnet? 
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7. An welchen Streckenabschnitten und zu welchen Tageszeiten wird durch 

den erheblichen Zuwachs durch alle neuen Tickets an Nutzer*innen mit 

Kapazitätsengpässen gerechnet? 

8. Wie sollen diese Engpässe behoben werden? 

9. Ab wann werden alle 15 Anhänger/Beiwagen, die von der KVG 2013 

gebraucht gekauft worden sind, eingesetzt werden? 

10. Wie viele Anhänger/Beiwagen werden benötigt, um die Kapazitätsengpässe 

aller Linien auf den Korridoren Holländische Straße, Wilhelmshöher Allee 

und Frankfurter Straße zu beseitigen? 

11. Bis wann wird der Planungsauftrag zum Tramkorridor Rothenditmold - 

Harleshausen erteilt werden? 

 

Stadtbaurat Nolda beantwortet die Anfrage und sagt die schriftliche Antwort als 

Anlage zur Niederschrift zu. 

 

Nach Beantwortung durch Stadtbaurat Nolda erklärt Vorsitzender Kalb die 

Anfrage für erledigt. 

 

 

 

3. Sachstandsbericht zu den öffentlichen WC-Anlagen in der Stadt Kassel 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD und B90/Grüne und der 

Stadtverordneten Dr. Cornelia Janusch und Andreas Ernst 

- 101.18.564 - 

 

Gemeinsamer Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird gebeten, über den Zustand, die Pflege, die Kosten und die 

Verteilung der öffentlichen WC-Anlagen im Ausschuss für Stadtentwicklung, 

Mobilität und Verkehr zu berichten 

 

Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

Abwesend: Kasseler Linke 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 
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Dem gemeinsamen Antrag der Fraktionen SPD und B90/Grüne und der 

Stadtverordneten Dr. Cornelia Janusch und Andreas Ernst betr. Sachstandsbericht 

zu den öffentlichen WC-Anlagen in der Stadt Kassel, 101.18.564, wird 

zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Kieselbach 

 

 

4. Barrierefreiheit Regiotramhaltestelle Bahnhof Harleshausen 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD und B90/Grüne und der 

Stadtverordneten Dr. Cornelia Janusch und Andreas Ernst 

- 101.18.574 - 

 

Gemeinsamer Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird gebeten, auf die Hessischen Landesregierung und die 

Deutschen Bahn AG zuzugehen, um die Modernisierung und den barrierefreien 

Ausbau der Regiotramhaltestelle Bahnhof Harleshausen durch die Deutsche 

Bahn AG voranzutreiben. 

 

Stadtverordneter Hartmann, SPD-Fraktion begründet den gemeinsamen Antrag. 

 

Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

Abwesend: Kasseler Linke 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem gemeinsamen Antrag der Fraktionen SPD und B90/Grüne und der 

Stadtverordneten Dr. Cornelia Janusch und Andreas Ernst betr. Barrierefreiheit 

Regiotramhaltestelle Bahnhof Harleshausen, 101.18.574, wird zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Koch 
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Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD und B90/Grüne und der 

Stadtverordneten Dr. Cornelia Janusch und Andreas Ernst 

- 101.18.576 - 

 

Gemeinsamer Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird gebeten, im Zuge der Bauarbeiten in der Königsstraße zu 

prüfen, ob der Einbau einer stationären Sicherheitstechnik zum Schutz von 

Großveranstaltungen möglich ist. 

 

Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

Abwesend: Kasseler Linke 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem gemeinsamen Antrag der Fraktionen SPD und B90/Grüne und der 

Stadtverordneten Dr. Cornelia Janusch und Andreas Ernst betr. Sicherheitssperren 

Königsstraße, 101.18.576, wird zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dreyer 

 

 

6. Bauarbeiten an der Bergshäuser Brücke 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD und B90/Grüne und der 

Stadtverordneten Dr. Cornelia Janusch und Andreas Ernst 

- 101.18.577 - 

 

Gemeinsamer Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird gebeten, sich bei der Hessischen Landesregierung und der 

Bundesregierung dafür einzusetzen, dass der Planungsprozess und die 

Bauarbeiten zum Neubau der Bergshäuser Brücke beschleunigt und die 

bisherigen Zeitplanungen angepasst werden. 



 

Niederschrift über die 14. Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr  

vom 22. August 2017 

 

8 von 13  

Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

Abwesend: Kasseler Linke 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 
 

Dem gemeinsamen Antrag der Fraktionen SPD und B90/Grüne und der 

Stadtverordneten Dr. Cornelia Janusch und Andreas Ernst betr. Bauarbeiten an der 

Bergshäuser Brücke, 101.18.577, wird zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. Hoppe 

 

 

7. Wohnraumbedarf 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.18.583 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

Welche Konsequenzen in Bezug auf Bebauungspläne und Baugenehmigungen 

zieht der Magistrat aus der Wohnraumbedarfsanalyse des Hessischen 

Ministeriums für Umwelt, Klima- und Verbraucherschutz, Allianz für Wohnen in 

Hessen, wonach in Kassel der Bedarf an 

 

a) Mietwohnungen von 72.000 (2011) auf 74.000 (2040) 

b) Eigentumswohnungen von 11.000 (2011) auf 23.000 (2040) 

 

steigen wird? 

 

Stadtbaurat Nolda beantwortet die Anfrage und sagt die schriftliche Antwort als 

Anlage zur Niederschrift zu. 

 

Nach Beantwortung durch Stadtbaurat Nolda erklärt Vorsitzender Kalb die 

Anfrage für erledigt. 
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8. ÖPNV-Nutzung bei Großveranstaltungen 

Antrag der CDU-Fraktion 

- 101.18.584 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird aufgefordert sicherzustellen, dass Besucher von 

Großveranstaltungen in Kassel, insbesondere bei Veranstaltungen, an denen die 

Stadt finanziell beteiligt ist, in Verbindung mit ihren Eintrittskarten gleichzeitig 

die Möglichkeit zur Nutzung des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) 

erhalten. 

 

Stadtverordneter Kieselbach, CDU-Fraktion, begründet den Antrag seiner Fraktion. 

Im Rahmen der Diskussion ändert er diesen wie folgt ab: 

 

 Geänderter Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird aufgefordert intensiv darauf hinzuwirken, dass Besucher 

von Großveranstaltungen in Kassel, insbesondere bei Veranstaltungen, an denen 

die Stadt finanziell beteiligt ist, in Verbindung mit ihren Eintrittskarten 

gleichzeitig die Möglichkeit zur Nutzung des öffentlichen Personennahverkehrs 

(ÖPNV) erhalten. 

 

Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 

Zustimmung: CDU, AfD, Freie Wähler + Piraten 

Ablehnung: SPD, B90/Grüne 

Enthaltung: -- 

Abwesend: Kasseler Linke 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der geänderte Antrag der CDU-Fraktion betr. ÖPNV-Nutzung bei 

Großveranstaltungen, 101.18.584, wird abgelehnt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Gröling 
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9. Erhalt der Bundesautobahn-Anschlussstelle Kassel-Ost 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.18.585 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie bewertet der Magistrat die verkehrstechnischen Folgen für den Kasseler 

Osten, wenn die Bundesautobahn-Anschlussstelle Kassel-Ost wegfällt? 

 

2. Was hat der Magistrat bislang konkret unternommen, um den Wegfall der 

Anschlussstelle zu verhindern? 

 

3. Welche Position hat der Magistrat in Bezug auf die Anschlussstelle in der 

A44-Lenkungsgruppe vertreten? 

 

4. Ist es zutreffend, dass Stadtbaurat Nolda in einer Sitzung der 

Lenkungsgruppe am 12.02.2016 die Auffassung vertreten hat, dass er „die 

Gefahr von Schleichverkehr auf dem Kasseler Stadtgebiet“ im Zuge der  

A44-Planungen als „gering“ ansehe und solche möglichen negativen Effekte 

durch „Veränderung von Ampelschaltungen“ steuern wolle? 

 

5. Wie viele Gespräche des Magistrats hat es bezüglich der Anschlussstelle mit 

dem Hessischen Verkehrsminister Al-Wazir gegeben? 

 

6. Wann wurden Gespräche geführt, wer hat die Gespräche geführt und welche 

Ergebnisse können hier vorgewiesen werden? 

 

Stadtbaurat Nolda beantwortet die Anfrage und sagt die schriftliche Antwort als 

Anlage zur Niederschrift zu. 

 

Nach Beantwortung durch Stadtbaurat Nolda erklärt Vorsitzender Kalb die 

Anfrage für erledigt. 

 

 

10. Neubebauung der Heinrich-Constantin-Residenz 

Antrag der CDU-Fraktion 

- 101.18.590 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
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Der Magistrat wird aufgefordert, der Gesundheit Nordhessen Holding (GNH) 

nebst deren Tochterunternehmen, der Seniorenwohnanlagen GmbH (SWA), 

aufzugeben, alle notwendigen Schritte zu unternehmen, damit die von der GWG 

geplante Neubebauung der ehemaligen Pflege- und sonstigen Betriebsgebäude 

mit der Neugestaltung des Grundstücks umgesetzt werden kann. Gleichzeitig 

soll den Eigentümern und Mietern der Heinrich-Constantin-Residenz das 

bisherige Angebot der Betreuung und Versorgung einschließlich eines 

geeigneten Speisesaals und der sonstigen Gemeinschaftseinrichtungen durch 

die GNH weiter zur Verfügung gestellt werden. 

 

Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 

Zustimmung: CDU, Freie Wähler + Piraten 

Ablehnung: SPD, B90/Grüne 

Enthaltung: AfD 

Abwesend: Kasseler Linke 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Antrag der CDU-Fraktion betr. Neubebauung der Heinrich-Constantin-

Residenz, 101.18.590, wird abgelehnt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Kieselbach 

 

 

11. Querungshilfe Wilhelmshöher Allee/Höhe Ulmenstraße 

Anfrage Stadtverordneter Nölke, FDP 

- 101.18.595 - 

 

Anfrage 

 

Ich frage den Magistrat: 

 

1. War der KVG bereits beim Bau dieses Überwegs dessen Rechtswidrigkeit 

bekannt? 

 

2. Wie hoch waren die Kosten für den Bau? 

 

3. Wie hoch sind die Kosten für die Entfernung dieses Überwegs? 

 

4. Wer trägt diese Kosten? 
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5. Wie oder durch wen wurde bei der KVG die Entscheidung für den Bau 

getroffen? 

 

6. Wurden oder werden bei der KVG für diesen Vorfall disziplinarische 

Konsequenzen gezogen und wenn ja, welche? 

 

Stadtbaurat Nolda beantwortet die Anfrage und sagt die schriftliche Antwort als 

Anlage zur Niederschrift zu. 

 

Nach Beantwortung durch Stadtbaurat Nolda erklärt Vorsitzender Kalb die 

Anfrage für erledigt. 

 

 

12. Unfälle im Zusammenhang mit dem öffentlichen Personennahverkehr 

Anfrage Stadtverordneter Nölke, FDP 

- 101.18.598 - 

 

Anfrage 

 

Die Kasseler Verkehrs-Gesellschaft AG (KV) ist mit jährlich rund 45 Millionen 

Fahrgästen (2016) Nordhessens größter Mobilitätsdienstleister. Auf 20 Bus- und 

acht Straßenbahnlinien ist sie in der Stadt Kassel und im Umland unterwegs. Wie 

aus einer Studie der Firma Eidmann & Kilian im Auftrag der KVG hervorgeht, 

bewerten 85 Prozent der Kunden Angebot und Leistungen der KVG mit gut oder 

sehr gut. Leider kam es in der Vergangenheit in der Stadt Kassel immer wieder, wie 

jüngst in der Frankfurter Straße, zu teilweise schweren Unfällen mit dem 

öffentlichen Personennahverkehr. 

 

Ich frage den Magistrat: 

 

1. Wie viele Unfälle haben sich in den letzten fünf Jahren im Zusammenhang 

mit dem öffentlichen Personennahverkehr, aufgeschlüsselt nach 

Straßenbahn und Bus, ereignet? 

 

2. Wie viele Verletzte und Tote hat es in den letzten fünf Jahren bei Unfällen mit 

dem öffentlichen Personennahverkehr, aufgeschlüsselt nach Straßenbahn 

und Bus, gegeben? 

 

3. Wie viele Stunden war der Betrieb der Straßenbahn in den letzten fünf 

Jahren unfallbedingt unterbrochen? 

 

4. Wie hoch waren die Kosten für die bei den Unfällen entstandenen 

Sachschäden, aufgeschlüsselt nach Straßenbahn, Bus und Unfallgegnern? 
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Anlage zur Niederschrift zu. 

 

Nach Beantwortung durch Stadtbaurat Nolda erklärt Vorsitzender Kalb die 

Anfrage für erledigt. 

 

 

13. Autobahn A49 als Stadtautobahn erhalten 

Gemeinsamer Antrag der Stadtverordneten Burmeister und Nölke, FDP 

- 101.18.607 - 

 

Abgesetzt 

 

 

 

Ende der Sitzung: 18.25 Uhr 

 

 

 

 

Dominique Kalb Andrea Herschelmann 

Vorsitzender Schriftführerin 
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der Stadtverordnetenversammlung 

 

 

 

Städtebauförderprogramm - Zukunft Stadtgrün 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD und B90/Grüne und der 

Stadtverordneten Dr. Cornelia Janusch und Andreas Ernst 

- 101.18.551 - 

 

Gemeinsamer Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird gebeten zu prüfen, ob und in welchem Umfang die Stadt 

Kassel an dem Stadtebauförderprogramm „Zukunft Stadtgrün“ teilnehmen 

kann. 

 

Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

Abwesend: Stadtverordneter Burmeister 

den  
 

Beschluss 
 

Dem gemeinsamen Antrag der Fraktionen der SPD, B90/Grüne und der 

Stadtverordneten Ernst und Dr. Janusch betr. Städtebauförderprogramm - 

Zukunft Stadtgrün, 101.18.551, wird zugestimmt. 

 

 

 

 

 

Petra Friedrich Nicole Eglin 

Stadtverordnetenvorsteherin Schriftführerin 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.18.561 

 

 

Ausbau des Nahverkehrs zur Beseitigung von Kapazitätsengpässen 

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

Für Hessische Landesangestellte und Hessische Beamte soll es ab 1. Januar 2018 

eine „Freifahrtberechtigung“ als Lohn- und Besoldungsbestandteil geben. 

 

1. Wie viele Landesangestellte und Hessische Beamte haben ihren Wohn- 

oder Dienstort in Kassel? 

2. Wie viele Landesangestellte und Hessische Beamte nutzen bisher ein 

Jobticket in Kassel?  

3. Mit welchen Mehrnutzungen des ÖPNV durch Landesangestellte und 

Hessische Beamte wird für Kassel gerechnet? 

4. In welchem Umfang und nach welcher Berechnungsgrundlage erhält die 

KVG/ der NVV Geld vom Land Hessen, um Einnahmeausfälle aus dem 

(Job)Ticketverkauf zu kompensieren und die notwendigen, zusätzlichen 

Kapazitäten schaffen zu können? 

5. In welchem Umfang und nach welcher Berechnungsgrundlage erhält die 

KVG/ der NVV Geld von der Stadt Kassel für die 

Jobtickets/Freifahrberechtigung für die rund 950 städtischen Beamte? 

6. Ab 1.8.2017 wird es ein Schüler*innenticket mit landesweitem 

Geltungsraum geben. Mit welchen Mehrnutzungen des ÖPNV wird für 

Kassel gerechnet? 

7. An welchen Streckenabschnitten und zu welchen Tageszeiten wird durch 

den erheblichen Zuwachs durch alle neuen Tickets an Nutzer*innen mit 

Kapazitätsengpässen gerechnet? 

8. Wie sollen diese Engpässe behoben werden? 

9. Ab wann werden alle 15 Anhänger/Beiwagen, die von der KVG 2013 

gebraucht gekauft worden sind, eingesetzt werden? 

10. Wie viele Anhänger/Beiwagen werden benötigt, um die Kapazitätsengpässe 

aller Linien auf den Korridoren Holländische Straße, Wilhelmshöher Allee 

und Frankfurter Straße zu beseitigen? 
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11. Bis wann wird der Planungsauftrag zum Tramkorridor Rothenditmold - 

Harleshausen erteilt werden? 

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordnete Violetta Bock 

 

gez. Lutz Getzschmann 

Fraktionsvorsitzender 
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Sachstandsbericht zu den öffentlichen WC-Anlagen in der Stadt Kassel 

 

 

Gemeinsamer Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird gebeten, über den Zustand, die Pflege, die Kosten und die 

Verteilung der öffentlichen WC-Anlagen im Ausschuss für Stadtentwicklung, 

Mobilität und Verkehr zu berichten 

 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Volker Zeidler 

 

 

Dr. Günther Schnell Dieter Beig 

Fraktionsvorsitzender SPD Fraktionsvorsitzender B90/Grüne 

  

Dr. Cornelia Janusch Andreas Ernst 

Stadtverordnete Stadtverordneter 
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Vorlage Nr. 101.18.574 

 

 

Barrierefreiheit Regiotramhaltestelle Bahnhof Harleshausen 

 

 

Gemeinsamer Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird gebeten, auf die Hessischen Landesregierung und die 

Deutschen Bahn AG zuzugehen, um die Modernisierung und den barrierefreien 

Ausbau der Regiotramhaltestelle Bahnhof Harleshausen durch die Deutsche 

Bahn AG voranzutreiben. 

 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Patrick Hartmann 

 

 

 

Dr. Günther Schnell Dieter Beig 

Fraktionsvorsitzender SPD Fraktionsvorsitzender B90/Grüne 

  

Dr. Cornelia Janusch Andreas Ernst 

Stadtverordnete Stadtverordneter 
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Vorlage Nr. 101.18.576 

 

 

Sicherheitssperren Königsstraße 

 

 

Gemeinsamer Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird gebeten, im Zuge der Bauarbeiten in der Königsstraße zu 

prüfen, ob der Einbau einer stationären Sicherheitstechnik zum Schutz von 

Großveranstaltungen möglich ist. 

 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Patrick Hartmann 

 

 

Dr. Günther Schnell Dieter Beig 

Fraktionsvorsitzender SPD Fraktionsvorsitzender B90/Grüne 

  

Dr. Cornelia Janusch Andreas Ernst 

Stadtverordnete Stadtverordneter 
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Vorlage Nr. 101.18.577 

 

 

Bauarbeiten an der Bergshäuser Brücke 

 

 

Gemeinsamer Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird gebeten, sich bei der Hessischen Landesregierung und der 

Bundesregierung dafür einzusetzen, dass der Planungsprozess und die 

Bauarbeiten zum Neubau der Bergshäuser Brücke beschleunigt und die 

bisherigen Zeitplanungen angepasst werden. 

 

 

Begründung: 

 

Eine Beschleunigung des Planungsprozesses und der Bauarbeiten zum Neubau der 

Bergshäuser Brücke ist für den Verkehrsfluss im Kasseler Süden und Osten äußerst 

wichtig. Die Reduzierung auf jeweils eine Fahrspur hat besonders in der 

Hauptverkehrszeit einen Rückstau von der Autobahn bis in das Stadtgebiet Kassel 

zur Folge und erhöht darüber hinaus die Unfallgefahr. Dieser Zustand ist über den 

bisher angedachten Zeitraum von 15 Jahren nicht tragbar. Deswegen muss der 

Neubau im Sinne des Lärm- und Emmissionsschutzes sowie der Unfallvermeidung 

schneller umgesetzt werden. 

 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Patrick Hartmann 

 

 

Dr. Günther Schnell Dieter Beig 

Fraktionsvorsitzender SPD Fraktionsvorsitzender B90/Grüne 

  

Dr. Cornelia Janusch Andreas Ernst 

Stadtverordnete Stadtverordneter 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

info@cdu-fraktion-kassel.de 

www.CDU-Fraktion-Kassel.de 

Vorlage Nr. 101.18.583 

 

 

Wohnraumbedarf  

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

Welche Konsequenzen in Bezug auf Bebauungspläne und Baugenehmigungen 

zieht der Magistrat aus der Wohnraumbedarfsanalyse des Hessischen 

Ministeriums für Umwelt, Klima- und Verbraucherschutz, Allianz für Wohnen in 

Hessen, wonach in Kassel der Bedarf an 

 

a) Mietwohnungen von 72.000 (2011) auf 74.000 (2040) 

b) Eigentumswohnungen von 11.000 (2011) auf 23.000 (2040) 

 

steigen wird? 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Wolfram Kieselbach 

 

 

 

gez. Dr. Michael von Rüden 

Fraktionsvorsitzender 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

info@cdu-fraktion-kassel.de 

www.CDU-Fraktion-Kassel.de 

Vorlage Nr. 101.18.584 

 

 

ÖPNV-Nutzung bei Großveranstaltungen  

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird aufgefordert sicherzustellen, dass Besucher von 

Großveranstaltungen in Kassel, insbesondere bei Veranstaltungen, an denen die 

Stadt finanziell beteiligt ist, in Verbindung mit ihren Eintrittskarten gleichzeitig 

die Möglichkeit zur Nutzung des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) 

erhalten. 

 

Begründung: 

 

Dass Eintrittskarten bei Großveranstaltungen gleichzeitig zur Nutzung öffentlicher 

Verkehrsmittel berechtigen, ist verkehrstechnisch sinnvoll und bundesweit geübte 

Praxis. Dass es nicht gelungen ist, zur documenta 14 so genannte Kombi-Tickets 

anzubieten, ist bedauerlich und sollte im Interesse von Einwohnern und Besuchern 

den Magistrat veranlassen, zukünftig stärker auf diese einfache Möglichkeit der 

Vermeidung von Autoverkehr hinzuwirken. 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Dominique Kalb 

 

 

 

gez. Dr. Michael von Rüden 

Fraktionsvorsitzender 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

info@cdu-fraktion-kassel.de 

www.CDU-Fraktion-Kassel.de 

Vorlage Nr. 101.18.585 

 

Erhalt der Bundesautobahn-Anschlussstelle Kassel-Ost 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie bewertet der Magistrat die verkehrstechnischen Folgen für den Kasseler 

Osten, wenn die Bundesautobahn-Anschlussstelle Kassel-Ost wegfällt? 

 

2. Was hat der Magistrat bislang konkret unternommen, um den Wegfall der 

Anschlussstelle zu verhindern? 

 

3. Welche Position hat der Magistrat in Bezug auf die Anschlussstelle in der 

A44-Lenkungsgruppe vertreten? 

 

4. Ist es zutreffend, dass Stadtbaurat Nolda in einer Sitzung der 

Lenkungsgruppe am 12.02.2016 die Auffassung vertreten hat, dass er „die 

Gefahr von Schleichverkehr auf dem Kasseler Stadtgebiet“ im Zuge der  

A44-Planungen als „gering“ ansehe und solche möglichen negativen Effekte 

durch „Veränderung von Ampelschaltungen“ steuern wolle? 

 

5. Wie viele Gespräche des Magistrats hat es bezüglich der Anschlussstelle mit 

dem Hessischen Verkehrsminister Al-Wazir gegeben? 

 

6. Wann wurden Gespräche geführt, wer hat die Gespräche geführt und welche 

Ergebnisse können hier vorgewiesen werden? 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Dominique Kalb 

 

 

 

gez. Dr. Michael von Rüden 

Fraktionsvorsitzender 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

info@cdu-fraktion-kassel.de 

www.CDU-Fraktion-Kassel.de 

Vorlage Nr. 101.18.590 

 

 

Neubebauung der Heinrich-Constantin-Residenz 

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird aufgefordert, der Gesundheit Nordhessen Holding (GNH) 

nebst deren Tochterunternehmen, der Seniorenwohnanlagen GmbH (SWA), 

aufzugeben, alle notwendigen Schritte zu unternehmen, damit die von der GWG 

geplante Neubebauung der ehemaligen Pflege- und sonstigen Betriebsgebäude 

mit der Neugestaltung des Grundstücks umgesetzt werden kann. Gleichzeitig 

soll den Eigentümern und Mietern der Heinrich-Constantin-Residenz das 

bisherige Angebot der Betreuung und Versorgung einschließlich eines 

geeigneten Speisesaals und der sonstigen Gemeinschaftseinrichtungen durch 

die GNH weiter zur Verfügung gestellt werden. 

 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Stefan Kortmann 

 

 

gez. Dr. Michael von Rüden 

Fraktionsvorsitzender 
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Vorlage Nr. 101.18.595 

 

 

Querungshilfe Wilhelmshöher Allee/Höhe Ulmenstraße 

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

Kürzlich wurde bekannt, dass die KVG bei der Neugestaltung der Wilhelmshöher 

Allee auf Höhe der Ulmenstraße einen Fußgängerüberweg über die 

Straßenbahngleise angelegt hat, der so nicht zulässig ist und deshalb wieder 

entfernt werden muss. 

 

Ich frage den Magistrat: 

 

1. War der KVG bereits beim Bau dieses Überwegs dessen Rechtswidrigkeit 

bekannt? 

 

2. Wie hoch waren die Kosten für den Bau? 

 

3. Wie hoch sind die Kosten für die Entfernung dieses Überwegs? 

 

4. Wer trägt diese Kosten? 

 

5. Wie oder durch wen wurde bei der KVG die Entscheidung für den Bau 

getroffen? 

 

6. Wurden oder werden bei der KVG für diesen Vorfall disziplinarische 

Konsequenzen gezogen und wenn ja, welche? 

 

Um schriftliche Antwort wird gebeten. 

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Matthias Nölke 

 

 

Matthias Nölke 

Stadtverordneter 
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Vorlage Nr. 101.18.598 

 

 

Unfälle im Zusammenhang mit dem öffentlichen Personennahverkehr 

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

Die Kasseler Verkehrs-Gesellschaft AG (KV) ist mit jährlich rund 45 Millionen 

Fahrgästen (2016) Nordhessens größter Mobilitätsdienstleister. Auf 20 Bus- und 

acht Straßenbahnlinien ist sie in der Stadt Kassel und im Umland unterwegs. Wie 

aus einer Studie der Firma Eidmann & Kilian im Auftrag der KVG hervorgeht, 

bewerten 85 Prozent der Kunden Angebot und Leistungen der KVG mit gut oder 

sehr gut. Leider kam es in der Vergangenheit in der Stadt Kassel immer wieder, wie 

jüngst in der Frankfurter Straße, zu teilweise schweren Unfällen mit dem 

öffentlichen Personennahverkehr. 

 

Ich frage den Magistrat: 

 

1. Wie viele Unfälle haben sich in den letzten fünf Jahren im Zusammenhang 

mit dem öffentlichen Personennahverkehr, aufgeschlüsselt nach 

Straßenbahn und Bus, ereignet? 

 

2. Wie viele Verletzte und Tote hat es in den letzten fünf Jahren bei Unfällen 

mit dem öffentlichen Personennahverkehr, aufgeschlüsselt nach 

Straßenbahn und Bus, gegeben? 

 

3. Wie viele Stunden war der Betrieb der Straßenbahn in den letzten fünf 

Jahren unfallbedingt unterbrochen? 

 

4. Wie hoch waren die Kosten für die bei den Unfällen entstandenen 

Sachschäden, aufgeschlüsselt nach Straßenbahn, Bus und Unfallgegnern? 

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Matthias Nölke 

 

 

 

Matthias Nölke 

Stadtverordneter 
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Vorlage Nr. 101.18.607 

 

 

Autobahn A49 als Stadtautobahn erhalten 

 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Matthias Nölke 

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird gebeten, sich bei den zuständigen Stellen im Land und beim 

Bund für folgende Maßnahme zum Erhalt der A49 als Stadtautobahn und zum 

Schutz der Anwohner vor Lärm einzusetzen: 

 

 Die Verkehrsführung ist so zu gestalten, dass die Route über die 

Bergshäuser-Brücke der A44 durch den Verkehrsteilnehmer, der von Süden 

über die A49 kommt, als vorteilhaft wahrgenommen wird. Dazu bedarf es 

einer klugen Verkehrsleitung an den Autobahnkreuzen AK-KS-Mitte und 

AK-KS-West. Die Verkehrsführung von Süden kommend muss dem 

Verkehrsteilnehmer eine Geradeaus-Führung zur A44 über die Bergshäuser-

Brücke bieten. 

 

 Das Nachfolgebauwerk der Bergshäuser Brücke muss neu priorisiert und 

derart forciert werden, dass eine deutliche Bauzeitverkürzung erreicht wird. 

 

 Zur Erreichung einer Eindämmung der Lärmbelastung entlang der A49 -

Südtangente sollte die A49 weiterhin zwischen AK-KS-Mitte und AK-KS-

West zweispurig geführt werden. 

 

 Darüber hinaus ist eine Herabsetzung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit 

für LKW über 7,5 Tonnen sinnvoll, um die Südtangente für den 

geräuschintensiven Schwerlastverkehr unattraktiv zu machen. 

 

 Prüfung der Voraussetzungen des Einsatzes von Flüsterasphalt sowie die 

Vertiefung der Lärmkartierung im betroffenen Bereich. 

 

 Kosten-Wirkungsvergleich von aktivem und passivem Lärmschutz in den 

betroffenen Bereichen im Stadtteil und entlang der Autobahnen. 
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Begründung: 

 

Mittelfristig ist der Ausbau der Bundesautobahn 49 mit Verbindung zur 

Bundesautobahn 5 zu erwarten. Hierdurch wird sich der Verkehrsfluss der Nord-

Süd-Verbindung erheblich verändern. Die bisherige Verbindung von Hamburg nach 

Frankfurt über die Bundesautobahnen 7 und 5 erhalten mit der Verbindung  

A 7 - A 49 – A 5 eine Alternative. Diese erscheint aufgrund des dann neusten 

Zustands, der gradlinigen Streckenführung, des kürzeren Weges und der 

geringeren Wegezeit als deutlich attraktiver für den Fernverkehr. Zusammen mit 

einer allgemeinen Zunahme an Straßenverkehr und dem Wachstum der Region 

Nordhessen ist mit einer deutlichen Zunahme an Verkehr im Kasseler Süden zu 

rechnen. Dieser erreicht den Kasseler Süden am Autobahnkreuz Kassel-West von 

Süden und am Autobahnkreuz Kassel-Mitte von Norden. An diesen beiden 

Autobahnkreuzen fällt die Entscheidung des Verkehrsteilnehmers zwischen einer 

Route über die A 49 (Südtangente) oder über die A 44 (Bergshäuser-Brücke). 

Schlüssel für den Lärmschutz im Kasseler Süden ist die Lenkung des Fernverkehrs. 

Um die Anwohner vor erhöhtem Lärmaufkommen zu schützen, bedarf es deshalb 

sowohl einer klugen Verkehrsleitung an den Autobahnkreuzen AK-KS-Mitte und 

AK-KS-West als auch aktiver und passiver Lärmschutzmaßnahmen. 

 

Thorsten Burmeister 

Stadtverordneter 
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Vorlage Nr. 101.18.608 

 

 

Änderung der Parkgebührenordnung 

 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Matthias Nölke 

 

 

Gemeinsamer Antrag 

 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird aufgefordert, die Parkgebührenordnung wie folgt zu 

ändern: 

 

1. Gebührenpflichtige Parkzeit wird in den Bereichen „Zentrum“, „Zone II“, 

„Zentrum II Bad Wilhelmshöhe“ auf die Zeit montags bis freitags von 09.00 

bis 18.00 Uhr und samstags von 09.00 bis 16.00 Uhr festgelegt. 

 

2. In den oben genannten Bereichen wird die Möglichkeit für 30-minütiges 

kostenloses Kurzzeitparken, sog. „Brötchentaste“, geschaffen. 

 

3. Für Handwerksbetriebe wird die Möglichkeit eines 

Handwerkerparkausweises geschaffen, der das Lösen eines Parkscheines 

ersetzt und auch das Parken im eingeschränkten Halteverbot erlaubt. Die 

Jahresgebühr sollte maximal 180,00 Euro pro Fahrzeug betragen bzw. 

250,00 Euro für übertragbare Ausweise.  
 

Die so geänderte Parkgebührenordnung soll im vierten Quartal 2017 der 

Stadtverordnetenversammlung zur Beratung vorgelegt werden. 

 

 

Begründung: 

 

Mit Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 11. Juli 2016 Nr. 101.18.41 

und dem daraus resultieren Bericht des Magistrats steht einer moderaten 

Anpassung des gebührenpflichtigen Zeitraums, der Einführung eines 

gebührenfreien Kurzzeitparkens und eines unbürokratischen 

Handwerkerparkausweises nichts entgegen. Insbesondere, da Kassel den 

Schutzschirm des Landes verlassen hat und durch die damalige Erhöhung der 

Parkgebühren deutliche Mehreinnahmen über der ursprünglich geplanten Höhe 
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Einzelhandel unter den unverhältnismäßig hohen Parkgebühren. Somit ist eine 

Anpassung dringend geboten und längst überfällig. 

 

 

Thorsten Burmeister      Matthias Nölke 

Stadtverordneter      Stadtverordneter 
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